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Bericht
über

die Verhandlungen
der

3. Versammlung des xv.Landtags des GrHherzogthnms Oldenburg.
Siebente Sitzung.

Oldenburg , den 6. Juli 1868 . Morgens 10 Uhr.

-- - — — - — --

Tagesordnung: 1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, detr. die Wahl der Abgeordneten zum Landtage.
2) Dergleichen, betr. Gesetzentwurf für das Herzogtum Oldenburg, betr. die Stempelsteuer von Spiel¬

karten.
3) Desgleichen, betr. Gesetzentwurf, betr. einige Aenderungen der Gemcindeordnung für das Fürstenthum

Lübeck.
4) Desgleichen, detr. Gesetzentwurf für das Herzogthum Oldenburg, betr. Abänderung des Militairstraf-

gesetzbuchs rücksichtlich der Bestrafung der Landdragoncr.
5) Desgleichen, betr. Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr. Verminderung der durch den

Eisenbahnbetrieb herbeigeführlen Fcuersgefahr.
6) Desgleichen, betr. Gesetzentwurf für das Fürstenthum Lübeck, betr. Enteignungen zu Eisenbahnen.
7) Desgleichen, betr. Gesetzentwurf für das Großherzogthum, betr. Abänderung des revidirten Gehalts-

regulaiivs für den Eivildienst des Großherzogthums.
8) Bericht des Finanzausschusses, betr. Nachbewilligung zu den Kosten eines Mädchenschulhauses in

Eutin.
9) Bericht des Finanzausschusses zu dem Gesetzentwurf, betr. die Befreiung der Offiziere und Miliwir-

beamten von Offiziersrang von Staats- und Gemeindelasten.
10) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Anstellung eines Vormannes der Maschinen-Reparatur-

Werkstätte der Eisenbahn-Verwaltung.
11) Antrag des Abgeordneten Deeken,  betr. die Krongutsvorlage.
12) Bericht des Justizausschusses, betr.

a. Gesetzentwurf für das Herzogthum Oldenburg, betr. Abänderung des Gerichtsverfassungsgesetzes
vom 29. August 1857;

b. Gesetz'iitwurf für das Großherzogthum, betr. neue Bestimmungen zum Strafgesetzbuch vom
3. Juli 1858;

o. Gesetzentwurf für das Herzogthum Oldenburg, betr. neue Bestimmungen zur Strafprozcßordnung,
auch zum Gerichtsvcrfassungsgesetze und zum Gebührengesetze;

ä. Gesetzentwurf für das Herzogthum Oldenvurg, betr. Abänderung der Artikel 266 und 267 des
Gesetzes vom2. November 1857, betr. den bürgerlichen Prozeß;

e. Gesetzentwurf für die Fürstenthümer Lübeck und Birkeufcld, detr. Abänderung des Gerichtsvcr-
f..sfungsgesetzcs vom 15. August 1861.

Vorsitzender: PräsidentLentz.

Am Ministertisch: NegicrungscommissäreJansen, später Der Schriftführer Böhmcker  verlas das Protokoll der
Kitz. vorigen Sitzung, welches genehmigt wurde.



51

Eingänge:
1) Petition des Staatsgutspachters BrunS  zu Scefeld,

betr. Erbauung eines neuen Gebäudes auf dem Staats¬
gute Hohenhausen.

Auf Vorschlag des Präsidenten, da sich kein Widerspruch
erhebt, an den Finanzausschuß.

2) Vorstellung von 9 Mitgliedern dcS Provinzialraths
des Fürstenthuind Lübeck, betr. die Revision des Ab¬
schnitts IX. und der AnlageI. des StaatSgrundgesetzcs.

Da die betreffende Vorlage von der Staatsregierung zu¬
rückgezogen, aä aota. Der Präsident bemerkte dabei, daß
die Vorstellung im Vorzimmer zur Einsicht ausliegen werde.

3) Schreiben deS Staatsministeriums, betr. die Veräuße¬
rung der Kaserne in Eutin.

Auf Vorschlag des Präsidenten, da sich kein Widerspruch
erhebt, an den Finanzausschuß.

4) Petition von Eingesessenen der Gemeinden Sengwar¬
den, Fedderwarden und Accum, betr. den Bau einer
Chaussee in der ehemaligen Herrschaft Kniphausen.

Auf Vorschlag des Präsidenten, da kein Widerspruch er¬
folgt, an den Finanzausschuß.

5) Antrag des Abg. Hüll mann  mit einem Entwurf,
betr. Aufhebung des Verbotes der Zerstückelung
geschlossener Stellen, welcher lautet, wie folgt:

Der Landtag wolle nachstehenden Gesetzentwurf an-
nehmen und die Großherzogliche Staatsregierung
ersuchen, demselben ihre Zustimmung zu ertheilen.

„Entwurf

eines Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Auf¬
hebung des Verbotes der Zerstückelung geschlossener Stellen.

Art. 1.
Z. 1. Die Aufhebung der Geschlossenheir einer Stelle

oder die Abtrennung eines Theils einer geschlossenen Stelle
geschieht, ohne daß es einer Oberlichen Genehmigung bedarf,

a. durch die entsprechend zu Protokoll des zuitändigen
Amts abgegebene Erklärung deS Eigenthümers oder
seiner Vertreter. Vormünder und Kuratoren bedürfen
hierzu der obervormundschaftlichen Genehmigung.

d. durch stückweise Veräußerung;
o. durch Vertheilung auf den Todesfall.
Z. 2. Die Rennionsklage ist aufgehoben.

Art. 2.
§. 1. Geschlossene Stellen dürfen weder neu gebildet

noch wiederhergestellt werden.
§. 2. Einer geschlossenen Stelle dürfen nur solche Grund¬

stücke einverleibt werden, welche in Austausch oder als Ersatz
für gleichzeitig abgetrennte Bestandtheile derselben oder aus
der Entschädigung für aufgehobene, bezw. abgelöstc Berech¬
tigungen derselben oder für Enteignungen aus derselben neu
erworben sind.

Die Einverleibung geschieht durch die gemäß der Vor¬
schriften im Art. 1. 8- 1. a. und unter dem Nachweise, daß

die Einverleibung nach den vorstehenden Bestimmungen statt¬
haft ist, abzugebendc Erklärung des Eigenthümers oder seiner
Vertreter. Dem Amte steht unter Vorbehalt des NccurseS
an die Negierung die Entscheidung darüber zu, ob dieser
Nachweis erbracht ist.

Art. 3.
Der Eigenthümer einer geschlossenen Stelle ist in seinen

Verfügungen auf den Todesfall dem Grunderben gegenüber
nur durch die Bestimmungen des gemeinen Rechts gebunden.

Art. 4.
Wenn auf einer geschlossenen Stelle, deren Geschlossen-

heit aufgehoben oder von welcher ein Bestandtheil abgetrennt
ist, unvertheilte Lasten haften, so hat bis dahin, daß etwa
eine anderwcitc Rcgulirung rechtsgültig erfolgt ist, der Be¬
rechtigte die Befugniß, die Ablösung zu verlangen. Jeder
Bestandtheil der bisherigen Stelle ist alsdann für die Ablö¬
sung der ganzen Berechtigung dergestalt solidarisch verhaftet,
daß der Antrag auf Ablösung der ganzen Berechtigung gegen
den Eigenthümer jedes einzelnen The.ls gerichtet werden darf;
dem Ablösenden bleibt der Regreß gegen die Eigenthümer der
übrigen Theile Vorbehalten.

Der Art. 5 deS Ablösungsgesetzes vom 11. Mai 1851
ist aufgehoben.

Art. 5.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Vor¬

schriften werden im Verordnungswcge erlassen. Dabei dürfen
a. bezüglich der Einweisungen aus uncultivirten Staats-

gründen Ausnahmen von der Bestimmung des Ar¬
tikel2. 8- 1.

b. und bezüglich der durch solche Einweisungen gebildeten
geschlossenen Stellen für eine bestimmte von der Ein¬
weisung an zu rechnende Reihe von Jahren Aus¬
nahmen von den Bestimmungen deS Art. 1. ange¬
ordnet werden.

Motive.
Der Entwurf will versuchen, die trotz so vielfacher Anmah¬

nungen bisher noch immer vergeblich erhoffte Durchführung
der Verheißung des Art. 61. des Staatsgrundgesetzes im
Wege der Initiative des Landtags zu verwirklichen.

Indem derselbe von dem principiellen Standpunkte aus¬
geht, daß den Eigenthümern das Recht der freien Verfü¬
gung über ihren Grundbesitz ohne irgend welche wirthschafts-
polizeiliche Beschränkung unter Lebenden und auf den
Todesfall  unbedenklich eingeräumt werden kann und muß,
war daneben wesentlich nur die Einwirkung der Durchführung
dieses Grundsatzes auf das In testaterb recht  in Erwägung
zu ziehen. Daß die Zerstückelungsfreiheit  nicht gleich¬
bedeutend werde mir Zersplitterung  des Grundbesitzes,
dafür werden, was die Verfügungen  der Eigenthümer an¬
langt, die ausreichendsten Garantien zu finden sein in den
eigenen Interessen  derselben und in den unter den hiesigen
Landleuten allgemein herrschenden wirthschaftlichen An-

7*
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schariungen;  für das Jntestaterbrecht ist eine solche Be-
ordnung erforderlich , daß dadurch nicht Zersplitterungen her-
bcigeführt werden , welche nicht beabsichtigt  sind.

Das gemeine  Erbrecht giebt durch seine P fl ich tt Heils¬
grundsätze  vollständig die Mittel zur genügenden Ausstat¬
tung eines Grunderben an die Hand ( es können danach dem

einzusetzenden Grunderben unter den Kindern stets , wenn 4
oder mehr Kinder vorhanden sind , die Hälfte des ganzen

Nachlasses und außerdem ein halber Kopftheil , wenn 3 oder
weniger Kinder vorhanden sind , sogar zwei Drittel des Nach¬
lasses und ein Drittheil des Kopftheils zugewiesen werden ) ,
man könnte daher in Frage ziehen , ob nicht unter gänzlicher
Beseitigung des gesetzlichen Grunderbrechts es nur bei der
Verweisung auf das gemeine Recht sein Bewenden haben
dürfe ; davon war aber abzusehen , weil nicht anzunehmen ist,
daß eine solche Umänderung in der Gesetzgebung  für
die große Mehrzahl der Bctheiligten ein genügender Sporn
sein wird , um zeitig im Interesse eines Grundcrben letzwil¬
lige Bestimmungen zu treffen.

Wenn demnach für die Beibehaltung eines beim Mangel

letzwilliger Verfügungen eintretenden gesetzlichen Grunderbrechts,

soweit ein solches jetzt besteht , Sorge zu tragen war , so
durfte

1) so sehr auch immer mehr die Ueberzeugung Raum
gewinnt , daß besonders die Brautschatzver-
ordnung,  als für die Abfindlinge zu unbillig , einer
Abänderung bedarf ( unter einem nicht geringen Theilc

unserer Landleute herrscht allerdings im Gegensatz
hierzu leider noch die Neigung , den Grunderben auch
selbst hinsichtlich des Allods auf Kosten der Abfind¬

linge zu bevorzugen ), doch nicht unbenommen werden,
in den vorliegenden Gesetzentwurf auch die Reform
des Grunderbrechts  mit hineinznziehen , weil
hierzu , bei der Verschiedenartigkeit der Partikular¬
rechte und bei dem Zusammenhänge mit dem ehelichen
Gnterrechte , umfassende Vorarbeiten nicht entbehrt
werden können.

2 ) Wenn daher der Entwurf das Grunderbrecht in seinem

dispositiven Inhalte so , wie cs zur Zeit in den ver¬
schiedenen Landestheilen gilt , nicht no ! antasten durfte,

so trat ferner die Erwägung auf . in welcher Weise
in Zukunft bei Eintritt der Zerstückelungsfreiheit der

jenigc Landcomplex zu bestimmen sei, welcher als
Object  des Grunderbrechis zu gelten habe.

Es boten sich dabei zwei Wege dar:
a . Man könnte den Begriff der geschlossenen

Stelle sofort gänzlich beseitigen  und
dann als Object des Gründer brechts die Stellen

in dem Umfange nehmen , wie sie entweder durch
Privatverfügung des Erblassers — in seinem

letzten Willen — dazu bestimmt , oder in Erman¬

gelung solcher Verfügung , wie sie von ihm als

ein Ganzes bewirthschaftet worden ist (der Sitz
im Sinne des Butjadinger Landrechts ) . Dabei
würden aber zwei Uebelstände entstehen , die bei
der wechselnden Wirthschaftsausdehnung und bei
an manchen Orten häufigen Verpachtungen leicht
mögliche Zufälligkeiten und Unsicherheit des Um¬

fanges deS Sitzes , und die durch die Ausdehnung
des Begriffs der Grunderbstelle auf die von der¬
selben aus bewirthschafteten Umländereien gegebene

noch erheblich größere Bcnachtheiligung vieler Ab¬
findlinge.

b . Diese Gefahren werden vermieden , ohne gleichge¬
wichtige andere Bedenken hervorzurufen , wenn

man , wie der Entwurf dies thut , die jetzigen ge¬
schlossenen Stellen als geschlossen fortbc-
stehen  läßt , aber indem man die unumschränkte

Verfügungsgewalt über die , gänzliche oder theil-
weise , Aufhebung der Geschlossenheit in die Hand
des Eigentümers legt , dergestalt , daß in Zukunft
die Geschlossenheit der Stellen nur noch als ein

Institut des Privatrechts  und zwar des Erb¬
rechts  sich darstellt . Giebt der Entwurf dem

Eigentümer allerdings die freie Verfügungsgewalt
nur in der einen Richtung , die Stellen verklei¬

nern und aufheb en zu dürfen,  nicht auch
bezüglich der Möglichkeit der Neubildung und
Vergrößerung,  schließt er vielmehr die Bil¬
dung neuer geschlossener Stellen und die Ver¬
größerung der bestehenden grundsätzlich aus , so be¬
ruht dies einmal in den bereits hervorgehobenen

Erwägungen , daß in sich schon das gemeine Erb¬
recht zur Ausstattung eines Grunderben in den
wünschenswertheu billigen Grenzen genügende Büt¬

tel an die Hand giebt , und daß das neue Gesetz
in keiner Weise der Prlvatwillkühr Gelegenheit
bieten soll , dle Abfindlinge noch ungünstiger zu

behandeln , als jetzt in dcn einzelnen Fällen recht¬
lich möglich ist, anvernseits aber in der Erwägung , daß,

wenn allerdings bei Herrschaft des gemeinen Rechts
die Herstellung eines Grunderbrechts nur durch

letzwillige Verfügung möglich ist , doch die An-

mahnung , zeitig zu fistiren , mit hinlänglicher Dring¬
lichkeit und mit Aussicht auf regelmäßigen Erfolg
an den Einzelnen da herantreten wird , wo sie
nicht blos in der allgemeinen  Gesetzgebung,
sondern in der besonderen  Beschaffenheit des

Privatbesitzes gegeben lst.

Das System des Entwurfs hat somit auch
deu Vortheil , daß es eine allmählige  Beseiti¬

gung der übermäßigen  Ausstellung des Gruud-

crbrechts anbahnt , und zwar ohne irgend einen gewalt¬
samen Eingriff in die Sitten und Anschauungen
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der Betheiligten, vielmehr nur dadurch, daß Alles
dem nachgeravcn Entwickelungsgange der eigenen
Interessen und Erkenntnisse derselben— blos unter
Ausschluß des Rückschrittes zu dem Schlechteren,
nachdem derselbe einmal freiwillig aufgegeben ist—
überlassen wird.

Da sich Bedenken ergeben könnten, ob nicht
bezüglich der Einweisungen aus uuculti-
virten Staatsländereien , um das In¬
teresse  des Staats an der Cultivirung der¬
selben zu sichern, die Principien des Entwurfs
gesährlich werden möchten, ist in dieser Beziehung
der Ausführungsverordnung die Erlassung von
Ausnahmebestimmungen gestattet.

Der Art. 5 des Ablösungsgesetzes giebt, wenn
unvertheilte Lasten auf der geschlossenen Stelle
haften, dem Berechtigten die Befugniß, bis zur
Ablösung derselben der Parzellirung zu wider¬
sprechen. Um die freie Verfügungsgewalt des
Eigenthümers auch in dieser Beziehung von jeder
vorgängigen oberlichen Einmischung und Controlle
zu befreien, hat der Art. 4 die Interessen des
Berechtigten unter Aufhebung dieser Widerspruchs-
befugniß in anderer Weise vollständig sicher ge-
stelll; dem verpflichteten Eigenthünier können die
neuen Befugnisse desselben nicht nachteilig wer¬
den, da es ihm unbenommen bleibt, denselben da¬
durch vorzubeugen, daß er vor der Parzellirung
die Genehmigung einer anderweitigen Beordnung
der Lasten nachsucht."

Es wurde beschlossen, den Antrag in Betracht zu ziehen
und einen besonderen Ausschuß für denselben zu wählen.

Abg. Hullmarm : Ich bin dafür, den Ausschuß schon
heute zu wählen. Während der Sitzung kann ganz gut eine
Verständigung über die Wahl erreicht werden. Bei der großen
Wichtigkeit der Sache für verschiedene Landestheile schlage ich
vor: einen Ausschuß von 9 Mitgliedern zu wählen.

Nachdem sich der Vorsitzende zuslimmend geäußert, nahm
die Versammlung die erwähnten Vorschläge ohne Wider¬
spruch an.

Die Frist zur Einbringung von Anträgen zur zweiten
Lesung:

1) des Gesetzentwurfs, betr. Freizügigkeit der Medicinal-
Personen,

2) des Gesetzentwurfs, betr. Abänderung des Gesetzes
vom 3. April 1355, betr. Einrichtung des Unter¬
richts- und Erziehungswcsens im Herzogthum Olden¬
burg,

3) des Gesetzentwurfs, betr. die Erhebung einer Abgabe
von Erbschaften, Vermächtnissen und Schenkungen

wurde vom Präsidenten bis zu Mittwoch, den8. Juli , Mittags
12 Uhr, bestimmt.

Tagesordnung.
1. Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr.

die Wahl der Abgeordneten zum Landtage.
Vorsitzender: Hierzu liegt ein Antrag des Abg. Böh lu¬

cker vor, folgenden Inhalts:
dem Art. 3. Z. 1. als Absatz nachzufügen:

„Jedoch muß jedes Fürstenthum durch wenigstens
3 Abgeordnete vertreten sein."

Motiv.
Das Fürstenthnm Lübeck wählt nach dem neuen Wahl¬

gesetz nur zwei Abgeordnete, welche nach dem von der
Minorität des Ausschusses ausgeführten Gründen keine
genügende Vertretung bilden. Es empfiehlt sich daher,
durch Annahme des obigen Zusatzes dem Fürstenlhum
Lübeck die Wahl von drei Abgeordneten zu ermöglichen.
Ist dieser Antrag unterstützt?
Der Antrag fand ausreichende Unterstützung.
Abg. Böhmcker: Die Gründe zu meinem Antrag sind

wesentlich schon in dem früheren Ausschußbericht als die
Gründe der Minderheit zu Art. 3. ß. 1. enthalten. Soll
das Fürstenthnm fortan nur zwei Abgeordnete wählen, so
würde es bei der jetzigen Geschäftseintheilung, da ein Abge¬
ordneter doch nur je zwei Ausschüssen angehören kann, in fünf
Ausschüssen gar nicht vertreten sein.

Die meisten Abgeordneten sind mit den Verhältnissen
des Fürstenthums unbekannt und müssen sich, da auch die
Provinzialrathsberichte nicht hinreichende Belehrung bieten, in
vielen Fällen zunächst Erkundigung bei den Abgeordneten aus
dem Fürstenthum holen. Sind nun diese Abgeordneten zwei
an der Zahl , so wird leicht der Fall cintreten, daß sie in
ihren Antworten nicht übereinstimmen, der Eine die Sache
ganz anders darstellt, als der Andere. Dann werden die Er¬
kundigungen der übrigen Abgeordneten ohne Resultat bleiben
müssen. Das verhält sich anders, wenn drei Abgeordnete
aus Lübeck anwesend sind, dann kann sich solchen Erkundigun¬
gen gegenüber eine Majorität bilden und die übrigen Abge¬
ordneten können derselben folgen.

Bei der ersten Lesung wurde hier ausgesprochen, die
Fürstenthümer brauchten sich vor der Majorisirung im Land¬
tag nicht zu fürchten; der Landtag habe stets in umfassendster
Weise den Anträgen der Provinzialräthe und den Wünschen
der Bevölkerung der Fürstentbümer Rechnung getragen. Ich
will zugeben, daß dies in der Regel geschehen ist, immer ist
es aber nicht der Fall gewesen, so bei Gelegenheit der Ver¬
handlungen über den Gebrauch der Eide im Fürstenthum
Birkenfeld, wo der Landtag Anträge stellte, welche weder der
Provinzialrath noch die Birkenfelder Abgeordneten als richtig
anerkannten. Allerdings hat in dieser Session der betreffende
Gesetzentwurf doch eine andere Fassung erhalten.

Manche Vorlagen kommen auch gar nicht erst an den
Provinzialrath, so ist die wichtige Krongulsvorlage demselben
nicht erst vorgelegt worden. In solchen Angelegenheitenmüß-
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ten dann allein die zwei Abgeordneten den übrigen Landtags-
Mitgliedern Auskunft über die Wünsche und Interessen des
Fürstenthums geben.

Man hat freilich gesagt: das Fürstenthum würde nach
der bevorstehenden Vereinigung mit dem Amt Ahrensbök ohne¬
hin drei Abgeordnete zu stellen haben. ES ist aber überhaupt
sehr zweifelhaft, ob das genannte Amt dem Fürstenthum ein¬
verleibt wird. Kommt es doch dazu, so würde mein Antrag
wol überflüssig, aber doch nicht schädlich sein.

Abg. Selkmmm II. : Der Wunsch des Fürstenthums
Lübeck, auch schon vor der Vereinigung mit den früher holstei¬
nischen Landestheilen mehr als zwei Abgeordnete zum Land¬
tag zu wählen, kann gerecht erscheinen. Aber dem ganzen
Gesetz liegt das Princip zu Grunde, daß die Bevölkerungs¬
ziffer entscheidend sein soll. Verläßt man in einem Fall die¬
ses Princip und gibt einem Landestheil eine Anzahl Abge-
geordnete zu wählen, welche unabhängig von der Bevölkerungs¬
zahl bestimmt ist, so kann das zu weiteren Konsequenzen füh¬
ren. So ist nach dem Gesetzentwurf, wie er hier angenommen
ist, keine Stadt in der Lage, ihren Willen der überall über¬
wiegenden Landbevölkerung entgegen durchzusetzen und so aus¬
schließlich städtische und gewerbliche Interessen zur Geltung
zu bringen. Auch die Städte könnten hiernach eine Abweichung
von dem obigen Princip in ihrem Interesse beanspruchen.
Vielleicht ließen sich noch mehr derartige Fälle beibringen. —

Die Sache ist übrigens auch nur von vorübergehender
Bedeutung und kann höchstens für eine Wahl in Frage kom¬
men. Das Fürstenthum wird nach der Vereinigung mit
Ahrensbök so wie so stärker vertreten sein. Ich glaube, man
muß daS Princip rein halten und keine Ausnahmen ein¬
führen.

Sollte der Landtag aber doch auch für die Zwischenzeit
bis zur Vereinigung mit Ahrensbök dem Fürstenthum die
Wahl von 3 Abgeordneten zugestehen, so müßte' das Gesetz
anders gefaßt werden, als der Antrag will, man müßte im
Gesetz unumwunden aussprechen, was man eben will. Der
Zusatz hat für Birkenfeld gar keine Bedeutung, weil es nicht
dcnkoar ist, daß die dortige Bevölkerung unter 25,000 Seelen,
also um 10,000 sinken sollte, somit nach der Bevölkerungs¬
zahl dort jemals weniger als drei Abgeordnete gewählt wer¬
den müßten. Der Antrag hat nur für Lübeck Bedeutung, er
will auch nur allein für Lübeck sorgen, und muß dieses daher
auch offen aussprechen. — Ferner ist der Ausdruck: das
Fürstenthum solle durch nicht weniger als drei Abgeordnete
vertreten  sein, nicht richtig gewählt. Nach dem Staats¬
grundgesetz vertritt jeder Abgeordnete daS ganze Großherzog¬
thum, nicht den Landestheil, wo er gewählt wird. So kann
es sich auch nur darum handeln, wie viele Abgeordnete im
Fürstenthum gewählt  werden sollen. Ich stelle demnach den
eventuellen Verbefferungsantrag:

Jedoch sollen im Fürstenthum Lübeck wenigstens drei
Abgeordnete gewählt werden.

Der Antrag fand ausreichende Unterstützung und ging
mit zur Verhandlung.

Abg. Ahlhorn: Ich bin für den Verbesserungsantrag
des Abg. Selkmann  II ., weil er durch eine redaktionelle
Aenderung das, was der Abg. Böhmcker  auch will, in eine
klare Fassung bringt. Ich will in Folgendem meine Abstim¬
mung motiviren. Bei der ersten Lesung war ich dafür, daß
auf 10,000, nicht auf 8000 Seelen ein Abgeordneter zu
wählen sei, weil ich 31 Abgeordnete für genug hielt. In
Kurzem wird nun auch das Fürstenthum Lübeck durch die
Vereinigung mit Ahrensbök eine ausreichende Seelenzahl ge¬
winnen, um die gewünschte Zahl Abgeordneter wählen zu
können. Trotzdem werde ich für den Selkmann 'schen  Ver¬
besserungsantrag stimmen. Ich fürchte nicht, daß unser Be¬
schluß Konsequenzen mit sich führen wird, wonach auch zu
Gunsten der Städte vom Princip abgewichen werden müßte,
oder die Quoten in Betracht gezogen oder Unterscheidungen
nach der Steuerkraft, z. B. zwischen Marsch und Gecst, gemacht
werden müßten. Alle solche Bedenken theile ich nicht. Ich
sehe aber ein, daß zwei Abgeordnete für das Fürstenthum
reichlich wenig sind- Schon jetzt haben wir nicht in allen
Ausschüssen, wo über Sachen verhandelt wird, bei denen auch
die Fürstenthümer interessirt sind, Abgeordnete aus denselben.
So habe ich mich aus praktischen Rücksichten für den genann¬
ten Antrag entschieden.

Der Abg. Böhmcker  zog seinen Antrag zu Gunsten
des Selkmann 'schen  Antrages zurück.

Der Antrag des Abg. Selkmanu  II . wurde hierauf
mit 23 gegen 21 Stimmen angenommen.

Es wurde die Debatte eröffnet über die Anträge zu
Art. 41. Z. 6., nämlich den Antrag Nro. 1 des Ausschusses:

der Z. 6. des Art. 41. werde gestrichen,
und den genügend unterstützten Antrag des Abg. Oldejo-
hanns  folgenden Inhalts:

An die Stelle des Z. 6. des Art. 41. tritt folgende
Bestimmung:

H. 6. Erhalten mehr Personen, als zu wählen sind,
eine Mehrheit der Stimmen der anwesenden Wahl-
männcr, so finden die H§. 2 bis 5 analoge An¬
wendung.

Motive.
Es kann sehr Wohl Vorkommen, daß mehr Personen

die absolute Majorität erhalten, als Abgeordnete zu wählen
sind. Wennz. B. von 80 Wahlmännern4 Abgeordnete
zu wählen sind und die Stimmen verthciltcn sich auf 5,
so würde jeder 64 Stimmen erhalten und 41 ist die Ma¬
jorität. Dies ist nämlich so möglich, wenn:

L.. a. d. o. ä.
L. b. o. ä . o.
0. A. o. ä . s.
v. Ä. d. ä . e.
L. a. i,. 6. 6.
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Es ist nun aber in H. 6 nicht gesagt , wie es in solchem
Falle werden soll ; deshalb erlaube ich mir diesen Antrag
zu stellen.

Abg . Selkmaim II . : Ich halte den Antrag des Abg.
Old ej oha n ns für überflüssig . Es ist allerdings möglich,
daß mehr Personen , als gewählt werden müssen , die absolute
Mehrheit bekommen . Das Gesetz setzt aber stillschweigend vor¬

aus , baß dann diejenigen gewählt sind , welche die meisten
Stimmen haben . Tenn wollte man es umgekehrt machen,

so wäre dies offenbar sinnlos . Der ganze Geist , der das Ge¬

setz beherrscht , läßt keine andere Auslegung zu . Will man
dies nicht für selbstverständlich halten , so ist es doch verkehrt,

hier die ßß . 2 bis 5 analog anwenden zu wollen , wonach
wiederholt gewählt werden müßte mit Ausscheiden derjenigen,
welche die wenigsten Stimmen haben . Man dürfte nur ans¬

sprechen , daß diejenigen gewählt sind , welche die meisten Stim¬
men haben.

Abg . Hullmaim : Die analoge Anwendung der 88 - 2
bis 5 wäre ganz verkehrt , das Ausscheiden und wiederholte

Wählen grundlos . Es würde das Resultate geben , die nicht
das Gesetz und , wie ich glaube , auch der Antragsteller nicht
beabsichtigt . Das Erforderliche ergibt sich ans dem Princip

des Gesetzes von selbst . Die meisten Stimmen entscheiden,
event . das Loos . Ich glaube , cs ist nicht nölhig , dies im

Gesetz ausdrücklich anszusprcchcn.
Abg . Pancratz : Ich bin mit dem Vorredner darin

einverstanden , daß » ach dem Willen des Gesetzes die meisten
Stimmen entscheiden sollen , wenn es auch nicht ausdrücklich

darin steht . Ebenso ist nicht gesagt , wie es gehalten werden

soll , wenn ntthr Personen , als gewählt werden sollen , eine
Mehrheit erhalten mit gleichen Stimmen . Es wird richtig

sein, daß dann das Loos entscheidet , eine ausdrückliche Be¬
stimmung wäre hier aber doch wünschenswerlh.

Abg . Ahlhorn : Ich bin mit dem letzten Herrn Vor¬
redner einverstanden . Ausdrückliche Bestimmungen mögen an

sich hier überflüssig sein . Bei einmaligem Lesen kann der Ar¬
tikel aber doch dem Laien unverständlich bleiben . Uebrigens

wird für spätere Zweifel auch diese Debatte schon aufklärend
sein.

Abg . Hullmann : Da ich finde , daß an manchen Stel¬
len noch Zweifel obwalten , will ich nun doch einen Antrag

stellen folgenden Inhalts:
tz. 6 wie folgt zu fassen:

Wenn mehr Personen , als zu wählen sind , die nach

Z . 1 erforderliche Mehrheit der Stimmen erhalten,
so entscheidet unter ihnen die größere Stimmenzahl

und bei Stimmengleichheit das Loos.

Abg . Oldejohanns : Ich bin mit dem Anträge des
Abg . Hullmann  einverstanden und ziehe zu Gunsten dessel¬

ben meinen Antrag zurück . Es kam mir nur darauf an , hier
eine Lücke auszufülleu.

Ter Antrag des Abg . Hullmann  wurde angenommen.

Der Antrag des Ausschusses Nr . 2:

der Art . 43 werde in folgender Zassung angenommen:

„der Wahlkommissair hat die gewählten Personen

von der auf sie gefallenen Wahl zu benachrichtigen,
auch deren Erklärung über die Annahme oder Ab¬

lehnung der Wahl entgegen zu nehmen " ,
wurde ohne Debatte angenommen.

Das ganze Gesetz , wie es sich nunmehr herausgestcllt
hatte , wurde angenommen.

2 . ZweiteLesung des Gesetzentwurfs für das
Herzogthum Oldenburg , betr . die Stempelsteuer
von Spielkarten.

Der Ausschußantrag:

der Landtag wolle den Gesetzentwurf auch in zweiter
Lesung unverändert annehmen,

wurde angenommen.

3 . ZweiteLesung des Gesetzentwurfs , betr.

einige Aender ungen der Gemcindeordnung für
das Fürstenthu m Lübeck.

Der Ausschuß beantragte das Gesetz in folgender Fassung
anzunehmen:

»In der Gcmeindeordnling vom 22 . Juni 1857 tritt
an die Stelle:

des Z. 1 des Art . 216 der nachfolgende Z. 1:
Alle Geschäfte des Magistrats Weeden kollegialisch
behandelt , vorbehältlich der in den Artikeln 218

und 219 festgesetzten Ausnahmen;
des Art . 219 der nachfolgende

Art . 219.

Fortsetzung . Polizeiverwaltung.
»ß . l . In Polizeisachen rc. (wie im Entwurf ).

8 2 . Durch Beschluß re . (wie im Entwurf ) ,
des Art . 220 der nachfolgende

Art . 220.

Fortsetzung . Sporteln . Strafgelder.
Alle Sporteln re. ( wie im Entwurf ) .

Ferner wird nach dem Art . 22l folgender Artikel
cingeschoben:

Art . 221 a.
Urlaub.

Die Mitglieder re. (wie im Entwurf ) .
Der Ausschußanlrag wurde ohne Debatte angenommen.

4 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für
das Herzogthum O ldenvurg , betr . Abänderung des

Militairstrafgesetzbuchs rücksichtlich der  Bestra¬
fung der Landdragoner.

Ter Antrag des Ausschußes auf Annahme des Entwurfs

wurde angenommen.
5 . Zweite Lesung , betr . Gesetzentwurf für

das Fürstenthum Lübeck , betr . V crminderung der
durch den Eisenbahnbetrieb hcrdeigeführten

Feucrsgefahr.
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Die Nusschußanträge:
1) in Art . 1 Z. 1 . . in Art . 2 Z. 2 und in Art . 3

statt ,,169 Fuß (50 Meter ) " zu sagen:

,,50 Meter ( 175 Hamburger Fuß ) " ,

im Art . 2 ß . 1 . statt „ 84 Fuß ( 25 Meter ) zu

sagen:
,,25 Meter (87 ^ Hamburger Fuß ) " ,

im Art . 4 ß . 2 statt „3 Fuß « zu sagen:

„1 Meter (3hsz Hamburger Fuß ) " ;

2 ) mit dieser Aenderung den Entwurf anzunehmen,

wurden ohne Debatte angenommen.

6 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für

das Fürstenthum Lübeck , betr . Enteignungen zu

Eisenbahnen.

Der Ausschußantrag:
den Entwurf unter Streichung des Art . 26 Z . 2 und

Bezeichnung des jetzigen 8 - 3 als ß . 2 anzunehmen,

wurde ohne Debatte angenommen.

7 . Zweite Lesung des Gesetzentwurfs für das

Großherzogthum . betr . Abänderung des revidir-

ten Gehaltsregulativs für den Civildienst des

Grohherz ogthums.

Abg . Strackerjau II . : Betreffend Abänderungen des

Gehaltsrcgulativs liegen verschiedene Entwürfe vor . ES wäre

wünschenswcrth . alle zusammen zu fassen zu einem einzigen

Gesetz , damit man nicht lauter einzelne Gesetze für alle einzel¬

nen Behörden erhält . Ich schlage deßhalb vor , die zweite Le¬

sung dieses Entwurfs aufzuschieben , bis alle derartigen Vor¬

lagen zur zweiten Lesung reif sind und sie dann Alle zu Ei¬

nem Entwurf zusammenzufasscn.
Reg .-Kommissar Jansen : Von Seiten der Staats¬

regierung steht diesem Vorschlag nichts entgegen.

Da kein Widerspruch erfolgte , wurde die zweite Lesung

dieses Gesetzentwurfs von der Tagesordnung entfernt.

8 . Bericht des Finanzaussses . betr.  Nachbe¬

willigung zu denKosten eines Mädchenschulhauses
in Eutin.

Der Ausschußantrag:
Der Landtag wolle die Hälfte der eigentlichen Bau¬

kosten mit 155 Thlr . 12 Schill , oder 186 Thlr . 9 sgr.

und die Hälfte der Kosten des Bauplatzes , soweit er

lediglich zu Schulzwecken und nicht zu Gartenland für

den Pedell benutzt wird , auf die Landeskasse über¬

nehmen,
wurde angenommen.

9 . Bericht des Finanzausschusses zu dem Ge¬

setzentwurf , betr . die Befreiung derOffiziere und

Militairbea inten von Offiziersrang vonStaatS-

und Gemeindelasten.

Der Ausschuß beantragte:

Der Landtag wolle zu dem Gesetzentwurf seine Zu¬

stimmung erklären.

Der Abg . Hüll mann  stellte folgenden Antrag:

In Erwägung,

daß , da die Kosten der Preußischen Armee , einschließ¬

lich des Oldenburgischen Contingents , von Oldenburg

in seinen Bundeslasten vcrhälrnißmäßig inirbestritten

werden , die Billigkeit eines Anspruchs für Oldenburg

auf einen entsprechenden Antheil an den von den An¬

gehörigen der Armee aufgebrachten Staatsabgaben

nach Maßgabe , sei cs der hiesigen Garnisonen oder

deS Oldenburgischen Contingents oder der Oldenbur¬

gischen Bundesbeiträge — an sich unbestreitbar ist;

daß , wenn dieser Anspruch durch Art . 18 der Mili-

tairconvention (abgesehen von der jetzt aufzuhcbenden

Ausnahme in Betreff der früher Oldenburgischen Of¬

fiziere ) beseitigt ist, während die Offiziere u . s. w.

auch der hiesigen Garnisonen , für den Preußischen

Staat abgabepflichtig sind , dadurch für Preußen ein

Vortheil auf Kosten eines finanziell ohnedies so sehr

bedrängten Bundesstaates erwachsen ist , der , seitdem

die Convention in ihren finanziellen Punkten für Rech¬

nung des Bundes  genehmigt worden , durch keine

von Preußen selbst  übernommene Gegenleistung

ausgeglichen wird;

daß bei Abfassung des Art . 18 vorauszusetzender

Maßen Preußischer Seits jedenfalls nicht die Absicht,

diesen nicht zu rechtfertigenden finanziellen Vor¬

theil sich zu verschaffen , sondern nur die m i lit airische

Rücksicht auf die Gleichstellung sämmtlicher Offiziere

der Armee , bezüglich ihrer Abgabepflicht , leitend gcwc»

sen sein wird ; daß daher auch die Bereitwilligkeit

Preußens erhofft werden darf , auf Verhandlungen

einzugehen , welche , ohne Antastung dieser militairischen

Rücksicht , das zwischen den beiden Staatskassen ent¬

standene Mißverhältniß zu berichtigen erstreben;

daß ( bezüglich der nachfolgenden ersten Alternative ) die

hier fraglichen Abgaben in beiden Staaten im Wesent¬

lichen gleichartig beordnet sind;

— aus diesen Gründen ersuche der Landtag die Groß¬

herzogliche Staatsregierung:

dieselbe wolle Verhandlungen mit Preußen resp.

im Bundesrath einleiten , um

1) entweder eine Vereinbarung mit Preußen dahin

zu Stande zu bringen , daß

» . die Offiziere u . s. w . der hiesigen Garnisonen oder

doch des Oldenburgischen Contingents , unter Be¬

freiung von den fraglichen Preußischen Ab¬

gaben , zu den hiesigen Abgaben herangezogen
werden,

d . oder daß der Preußische Staat die von

diesen Personen aufgebrachten Preußischen

Abgaben — nach ihrem wirklichen Betrage
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oder in einer Aversionalsumme— dem hie¬
sige» Staate auskehre,

2) oder die Erlassung eines Bundcsgesetzes dahin zu
erwirken, daß säinmllichc Offiziere u. s. w. der
Bundesarmce unter Befreiung von den eur¬
en tsprecheudcn Abgaben der Einzelstaaten direct zu
Gunsten der Bundeskasse besteuert werden.

Auch wolle Grossherzogliche Staätsregierung über den
Erfolg solcher Verhandlungen dem Landtage Mittei¬
lung machen.

Der Antrag wurde ausreichend unterstützt und ging mit
zur Verhandlung.

Abg. HullNllMN: In der Konvention ist bestimmt wor¬
den, dag die hierher versetzten Preußen frei von Oldeubur-
gischen Staats - und Gemeindeabgaben sein sotten. Von
Abgaben letzterer Art sind sie in Preußen selbst frei; die
LiaatSabgaben messen sie aber an die Preußische Staates -sse
zahlen, wo sie auch garnisoniren mögen, außer der Klassen-
steuer, welche nur die in Preußen Wohnenden zu entrichten
haben, was aber mehr eine Zufälligkeit ist.

Es kam nun in Frage, ob die übcrgetretenen Oldenbur¬
ger ebenfalls von den Gemeindeabgaben frei sein fällten. Das
Verlangen Preußens, daß auch diese frei sein müßten, war
berechtigt. Die Worte des Vertrags lassen sich allerdings
anders deuten, aber die Absicht der Kontrahenten, wenigstens
Preußens, konnte es sicher nicht sein, sie den Oldenburger
Gemcmdelasteu zu unterwerfen. Wenn aber Oldenburg auch
eine andere Deutung des Vertrags vielleicht durchsetzen könnte,
so müßte man doch davon abstehen, weil Preußen erklärt hat,
im gegebenen Fall alle vormaligen Oldenburger versetzen zu
wollen. Tie ganze Sache ist übrigens von vorübergehender
Bedeutung; die in Frage stehenden finanziellen Einnahmen
sind auch nicht erheblich und prineipiell läßt sich die ganze
Frage hier nicht fassen. Mau könnte sonst diese Befreiung
von de» Gemeindeabgaben vielleicht grundsätzlich für sehr be¬
denklich Hallen. Es ist aber die Sache des Preußischen Land¬
tages, oder besser noch der Bundcsbehörden, des Reichstages,
in dieser Frage zu entscheiden. Hier läßt sich das nicht zum
Auotrag bringen.

Anders als mit den Gemeindeabgabensteht es aber
mit den Staatsabgaben. Durch unsere Zuschüsse zum Bund
erhalten wir einen Lheil der Preußische» Aunee mit, einen
Theil, welcher etwa mit der Oldenburger Garnison überein-
stimmt oder mit unserem Kontingent, das er aber noch um
.Etwas übersteigt. Alle hier Garnisonircnden stehen fast in
allen Lebensbeziehungcn hier in Oldenburg. Da ist es doch mei¬
nes Erachtens billig, wenn wir auch an den Einnahmen aus
den von diesen Personen gezahlten Steuern unseren Antheil
haben. Mat hat doch Preußischer Seils keinen Vortheil für
die Staatskasse machen wollen. Man hat auch von jener
Seite nur militairische Rücksichten gellend gemacht, denen zu
Folge die vormaligen Oldenburger, in Bezug auf Steuer-

Berichte. XV. Landtag. 3. Versamml.

zahlung, den Preußen ganz gleich gestellt werde» müßten; nur
die militairische Gleichstellung ist betont worden.

Beim Abschluß der Konvention war Oldenburg aller¬
dings nicht in der Lage, finanzielle Gleichstellung in diesem
Punkt mit Preuße» zu beanspruchen. Diese Gleichstellung
erscheint jetzt allerdings gerechtfertigt, damals war aber noch
nicht abzusehen, wer die Deckung der Oldenburg für die näch¬
sten fünf Jahre zugestaudenen Nachlässe übernehmen würde,
ob sic aus Rechnung des Bundes oder Preußens kommen
würden. Jnwischen haben Bundeorath und Reichstag die be¬
treffenden Verträge finanziell gebilligt und damit ist die
Möglichkeit einer finanziellen Gegenleistung Preußens wegge-
fullen und auch jeder Grund verschwunden, den in Frage
stehenden finanziellen Vortheil Preußen zu belassen. Da un¬
sere Ansprüche der Billigkeit offenbar entsprechen, wird, falls
unsere StaatSregiernng Verhandlungen anknüpst,' ein Ent¬
gegenkommen von Preußischer Seite zu erwarten sein. Es
gibt verschiedene Wege, auf denen unseren Ansprüchen ent¬
sprochen werden kann: die Offiziere u. s. w. der riesigen
Garnison oder doch des Oldenburgischcn Koutiugents könnten
unter Befreiung von den fraglichen Preußischen Abgaben zu
den hiesigen Abgaben hcrange.ogen werden; oder, wenn dieses
wegen des häufigen Wechsels der Personen schwierig erscheint,
können sie an die Preußische Kasse ihre Abgaben zahlen, die
Preußische Regierung aber die Beträge in natura oder nach
einem billigen Aversum an die Oldenburger Kasse überführeu,
oder es könnte bundesgesetzlich bestimmt werden, daß alle
Bundesbeamten, also auch die betreffenden Militairpersonen,
nur zur Bundeskasse Steuern zahlen. Dies Letztere.wäre
am Gerechtesten und Billigsten, es würde auch politische Vor¬
theile haben: die Bundeseinuahmen würden gehoben, die Ma-
trikularumlagenvermindert. Die Voraussetzung würde sein,
daß die betheiligtcn Staaten auf die Steuern ihrer Beamten,
die von Bundeswegeu besoldet werden, gemeinsam verzichteten
und daß eine größere Gleichmäßigkeit in den Steuersystemen
hergestellt würde. Welcher unter den drei vorgeschlagencn
Wegen der Empfehlenswertheste, wird sich erst im Verlauf
der Verhandlung erkennen lassen. Am meisten Aussicht scheint
mir der Zweite, mit Festsetzung einer Aversionalsumme zu
haben. Es steht zu hoffen, daß die Staatsregierung dem
Landtag über den Verlauf der Verhandlungen Auskunft geben
wird.

Abg. Schulze : Im Ausschuß ist allerdings zur Sprache
gekommen, daß es eine Eigenthümlichkeitoder Gesetzwidrigkeit
sei, wenn die betreffenden Militairpersonen nicht zu den Ol¬
denburger Steuern beitragen. Art. 18 der Konvention ver¬
langt das eigentlich auch gar nicht. Weil aber Preußen in
der Lage ist, durch Versetzung der übergetretencn Oldenburger
seinen Willen auf jeden Fall durchzusetzen, glaubte sich der
Ausschuß in das Unvermeidliche schicken und Annahme bean¬
tragen zu müssen. Er hoffte, solche Zustände würden so wie
so nicht von Tauer sein und die Staaisregierung würde schon

8
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unaufgefordert Verhandlungen anknüpfen . Ich kann mich
indessen dem Hullmann ' schen Antrag anschließcn.

Ter Ausschußantrag und der Antrag des Abg . Hüll»
mann  wurden angenommen.

10 . Mündlicher Bericht des FinanzauSsch usses,
betr . Anstellung eines Vormannes derMaschinen-
Reparatur - W erkstätte der Eisenbahn - Verwal¬
tung.

Berichterstatter Abg . Bartel : Nach der weitläufigen
Begründung in den Motiven zur Vorlage erscheint es nicht
nöthig , näher auf die Sache cinzugehen . Der Ausschuß er¬
kennt die Gründe der Staatsrcgierung als richtig an und be¬
antragt :

Der Landtag wolle sich mit der Anstellung eines Vor¬
mannes der Maschinen -Neparatur -Werkstätte der Eisen¬
bahn -Verwaltung mit einem jährlichen Gehalt von
540 Thaler einverstanden erklären.

Der Antrag wurde ohne Debatte angenommen.
11 . Antrag des Abgeordneten Deeken , betr.

die Krongutsvor läge.
Reg .-Kommissar Jansen : In Beziehung ans diesen

Antrag bin ich ermächtigt , im Namen der Slaatsregierung
zu erklären , daß dieselbe stets davon ausgegangen ist , daß
nach dem Staatsgrundgesetz Anl . 4 und Art . 16 des Gesetzes,
betr . die Einrichtung der Provinzialräthe , die Vorlage , betr.
die Vereinigung des Amtes Ahrensbök mit dem Fürstenthum
Lübeck, -zunächst dem Provinzialrath des Fürstcnthums zur
Begutachtung mitzutheilen sei.

Damit möchte der Antrag erledigt sein.
Ter Abg . Deeken  zog hierauf den Antrag zurück.
12 . Bericht des Justizausschusses , betr.
» . Gesetzentwurf für das Hcrzogthum Olden¬

burg , betr . Abänderung des Gcrichtsverfassungs-
gesctzeS vom 29 . August 1857.

Folgende Ausschußanträge wurden angenommen:
Antrag 1 zu Art . 1.

im Z . 3 , 6 das Wort „ wenigstens " zu streichen und
hinter dem Worte „ ernannte " das Wort „ andere"
cinzuschalten;

Antrag 2.
den Art . 1 mit diesen Änderungen anzunehmcn;

Antrag 3.
die Artikel 2 und 3 des Entwurfs anzunehmen;

Antrag 4 zu Art . 4.
den 8 - 2 zu streichen;

Antrag 5 zu Art . 4.
die 88 - 1 und 3 in folgender Weise zusammenzu-
sassen:

Die Mitglieder des KassationssenateS , mit Aus¬
nahme seines Vorsitzenden , können , soweit ent¬
behrlich , zur Thcilnahme am Appellationssenate
und die Mitglieder des Appellationssenates , mit

Ausnahme seines Vorsitzenden , soweit entbehrlich,
zur Teilnahme am Kassaiionssenare verwandt
werden;

Antrag 6.

den Art . 4 in dieser Fassung anzunehmen;

Antrag 7.
Annahme der Artikel 5 , 6 , 7 des Entwurfs;

Antrag 8.

als Art . 8 folgende Bestimmung anzunehmen:
Die Obergerichte Oldenburg und Varel sollen in

Zukunft aus je einem Vorsitzenden und fünf Rich¬
tern und das Obergcricht Vechta aus einem Vor¬
sitzenden und drei Richtern bestehen.

Antrag 9.

dem Art . 9 folgenden Zusatz zu geben:
Do - übergehend kann der Odergerichts -Tirektor ein
Mitglied des ObcrgerichtS oder einen Hülfsrichter
desselben mit der Vertretung eines zum Obergerichts-
bezirke gehörenden Amtsrichters beauftragen;

Antrag Id

den Art . 9 des Entwurfs mit diesem Zusatz anzu¬
nehmen.

Hierauf wurden die Anträge des Ausschusses 11 und 12
zur Debatte gestellt , welche lauteten:

Antrag 11.
dem Art . 10 folgenden Zusatz zu geben:

Die im Art . 31 des Gerichtsverfassungs -Gesetzes
bestimmte ständige V rtretung des Oberstaatsan¬
walts fällt für die Zukunft weg.

Antrag 12.

den Art . 10 des Entwurfs mit diesem Zusatz anzu¬
nehmen.

Reg .-Kommissar Kitz : Die Staatsregierung glaubt auch
und ist davon ausgegangen , daß durch die im Entwürfe vor¬
gesehene andere Vertretung diese ständige Vertretung des
Oberstaatsanwaltes sich demnächst als überflüssig Herausstellen
wird . Sie glaubt dies aber nur und ist dessen noch nicht
gewiß . Sie will deßhalb erst weitere Erfahrungen abivarten;
sie hofft , daß ihr Vorschlag eine Brücke zu dem vom Aus¬
schuß Beantragten bilden wird , findet aber für jetzt diesen
Antrag bedenklich.

Abg . Hullmann : Wenn nach Einführung dieser neuen "
Organisation irgend eine Stelle noch sich sparen läßt , so ist
es diese . Die Geschäfte der Obcrstaatsanwaltschaft werden
in Folge dieser neuen Organisation einen sicher zu erwarten¬
den Ausfall haben . Die zweiten Verhandlungen vor dem
Appellationsgericht fallen weg und diese waren es , welche den
Oberstaatsanwalt bisher wesentlich beschäftigten . Von den
Nichtigkeitsbeschwerden , bei denen es nur darauf ankommt,
zu benrtheilen , ob die Gesetze richtig gehandhabt sind , ist keine
erhebliche Geschäftszunahme zu erwarten . Sollten diese
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auch sich vermehren, das steht in keinem Verhältnis zum
Wegfall der Berufungen.

Die Geschäfte der Oberstaarsanwaltschaft sind überhaupt
folgende:

Die Vertretung bei den vierteljährlichen SchwurgerichtS-
sitznngcn, die Vertretung vor der Anklagekammer bei Schwur-
geiichtösachcn, die wenigen von Eutin und Birkcnfeld eilige-
heiidcn Sachen, die Mchligkeitebeschwerden in Strafsachen, wel¬
che nach den in den Fürstentbümcrn gemachten Erfahrungen
keine besonders grosse Last werden können, außerdem noch ei¬
nige andere Geschäfte, als da sind Beaufsichtigung der unteren
Staatsanwälte, generelle Geschäfte verschiedener Art, Begutach¬
tung von Gesetzentwürfen auf Wunsch des Ministeriums.

Bei einer anderen Gelegenheit ist hier einmal die An¬
sicht laut geworden, einem Richter könne man Wohl8 Arbeits¬
stunden täglich zumuthen, das wäre nicht zu viel. Für die
eben aufgezählten Geschäfte sind4 Stunde» täglich sicher aus¬
reichend.

Bei Verhinderungen deS Oberstaatsanwalts können die
hiesigen Staatsanwaltschaftsbeamten die nothwendigeAushülfe
leisten. Ucbrigens geht eigentlich meine Meinung dahin, dass
auch diese Aushülfe auf ein gewisses Maß beschränkt und nur
in Fällen wirklicher Verhinderung zugelassen werden müsste,
weil sie sonst nicht nöthig ist. Ich möchte Wohl die Saats-
anwaltschaftöbeamten beim Obergericht durch solch' eine be¬
stimmte engere Begrenzung der Fälle, wo sie zur Aushülfe
hcrangezogen werden können, geschützt wissen. Der Entwurf
hat es ganz in das Ermessen des Oberstaatsanwalts gestellt,
in wie weit jene Beamten zu den Geschäften desselben heran-
zuziehen sind. Das ist wirklich Alles, was die Oderstaats¬
anwaltschaft irgend billiger Weise beanspruchen kann.

Von der Staatsregierung, wie dem Ausschuß sind den
Gerichten gegenüber hohe Ersparungen in bestimmter Richtung
vorgeschlagen. Für den Kassalionssenat ist vielleicht eine
Steigerung der Geschäfte wegen den bevorstehenden Aenw run-
gen im Civilrecht zu erwarten, darum hat der Ausschuss nichts
dagegen gehabt, daß einer noch grösseren Reducirung des Per¬
sonals, als nach der Vorlage beabsichtigt ist, durch ein „we¬
nigstens« vorgebeugt wird. Dagegen hat der Ausschuß das
..wenigstens" für den Appellaiionssenat gestrichen, so dass hier,
wo bereits die Regierungsvorlage das Personal mindert, noch
unter die danach beibehaltene Zahl herabgegangen werden kann.
Die Obergerichte sollen in Zukunft aus so wenig Mitgliedern
bestehen, dass man z. B. sicher in Varel, wo viele Geschäfte
sind, sich sehr wird anstrengen müssen, den Ausfall zu ertra¬
gen. Braucht man den Gerichten gegenüber einen so strengen
Maßstad, so wende man ihn auch hier an.

Tie Anträge 11 und 12 wurden angenommen.
Der Antrag 13:

„dem als Uebergangsbestimmung zu characterisirendcn
Art. 11 folgende Fassung zu geben:

Art. 11.
UebergangSbestnnmung.

8- 1- Die »ach diesem Gesetze überschüssigen Beamten
dürfen, sofern dienftlicheJnteressen  dies wün¬
schenswert!) machen, bis dahin in ihren bisherigen Stel¬
len belassen werden, daß sie eine anderwcite Verwen¬
dung finden können. ^

8- 2. Die nach diesem Gesetze erforderlichen Gehalte
und Geschäftskosten sind nach den PositionenI. 5,
II. L. 1 und 2 des Gehaltsregulativs für den Civil-
dienst des Grossherzogthums vom 29. August 1857,
sowie den entsprechenden Positionen des Regulativs
der Geschäftskosten vom 4. Juli 1853 bis weiter zu
bemessen«,

wurde angenommen.
d. betr . Gesetzentwurf für daS Großherzog-

thum , betr . neue Bestimmungen zum Strafgesetz¬
buch vom 3. Juli  1858.

Auch hier wurde sofort zur Specialbcrathung übergc-
gangen.

Der Antrag 14:
den Art. 318 ß- 1 sud m. deS Entwurfs anzunchmen,

wurde angenommen.
Ebenso folgende Anträge:

Antrag 15:
Im Art. 324 snd ä. des Entwurfs hinter den Wor¬
ten «eine andere Misshandlung" die Worte „oderKör-
perverletzung« einzuschalkcn.

Antrag 16:
den Art. 324 siübü mit dieser Aenderung anzunchmen,

Antrag 17:
in Art. 32? sub k. hinter „vorsätzlich" das Wort
«oder« zu streichen und an 'dessen Stelle das Wort
«und« zu setzen.

Antrag 18:
Den Art. 327 sub f. und §. mit dieser Aenderung
anzunehmen.

Dann kam der Antrag 19 zur Debatte, welcher lautete:
dem Art. 327 n. H. 1 «. 2. hinzuzufügen:

„oder Holz aus tobten Zäunen, sofern durch die
That die Sicherheit der Ländereien nicht gefährdet
worden ist."

Abg. Strackerjan III : Der Ausschussantrag erscheint
mir nicht annehmbar. Die Veranlassung zu demselben ist
allem Anscheine nach gewesen, daß dergleichen Diebstähle im
Fürstenthum Lübeck sehr häufig vorgekommen sind und dort
regelmäßig sehr milde angesehen werden mußten. In der Re¬
gel werden Wohl alle solche Fälle mit den Strafen der poli¬
zeilichen Behörden streng genug zu ahnden sein. Es würde
aber ein ganz neuer Begriff unter die nach dem Entwurf po¬
lizeilich zu strafenden Entwendungen gebracht werden. Im
Entwurf werden fast ausnahmslos als Gegenstand dieser Ent-

8«
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Wendungen Dinge genannt, welche von der Natur direet her-
vorgcbracht sind, welche der Eigenthümer noch nicht zu sich
genommen hat und die dem äußeren Anschein nach als herren¬
los gelten könnten, es sind: stehendes, durch Zufall abgefalle-
ncS, umgeworfencs Hol; , noch cingeernteke oder gesammelte
Garten- oder Feldsnichteu. dgl. Bei diesen Dingen nimmt
die Volksanschauung»och kein rechtes Eigenthuni an und be¬
trachtet ein Wegnehmen dieser Dinge nicht alS entehrend.
Bei Tors kann das schon zweifelhafter erscheinen, doch will ich
cs gelten lassen, da die Aehnlichkeit des Torfs mit der von
der Natur geschaffenen Moormaffe doch noch sehr groß ist.
Bei deardciielem und nach der Arbeit verweudeiem Holz liegt
die Sache ganz anders. Ein Wegnehmen solchen Holzes nicht
für einen rechten Diebstahl zu halten wurde den Begriffen,
die das Volk von Eigenthum hat , zuwider sein. Eiklären
wir ein solches Weguehmen für eine bloße polizeich zu strafende
Uebertretung, so geben wir damit zu verstehen, dag wir es
nicht für sehr schlimm halten, nicht für ein eigentliches Steh¬
len, nicht für etwas Entehrendes. Und das würde doch um
so bedenklicher sein, da gerade die Befriedigungen mehr als
andere Dinge durch das Gesetz geschützt werden müssen.

Ein anderer Ucbelsteni ist folgender:
sub e. des ß. 1 sind schon verschiedene sehr unbestimmte

Begriffe ausgestellt, so „unbedeutender Werth", „geringe Quan¬
tität". Hierzu würde dann auch noch die Einschränkung
kommen„sofern die Sicherheit der Ländereien nicht gefährdet
ist".

Es lag nicht in der Absicht, in diesem6) setz eine Samm¬
lung von Entwendungen auf,»stellen, welche mit den geringen
Strafen der Polizeigerichte genügend bdstrast erscheinen, sonst
hätte man das Stehlen von Scheitholz oder von Busä bün¬
deln, wie sie uns re Landleute anzufertigen Pflegen, weit eher
nennen können, denn das ist doch gewiß nicht so schlimm, wie
das Steh e» von bearbeitetem verwendetem Holz. DieStaats-
regicrung hat in ihrer Vorlage vermieden, solche bearbeitete
Tinge mit anfzuführen.

Aus den aufgesührtcn Gründen bitte ich gegen den An¬
trag l9 zu stimmen.

Abg. Deeken: Legt man die Schärfe des Prineips
an den Gesetzentwurf, so lassen sich manche Einwendungen
machen. Alle sub o. 1—4 ausgeführten Fälle lassen sich dann
nicht vollständig verlheidigen. So finde ich die Entwendung
von ziibereitetem Torf viel schlimmer als den im Antrag vor¬
gesehenen Fall Wenn bei dieser letzteren Art Entwendungen
noch weiterer Schaden geschieht oder droht, so etwa Ansbre-
chcn des Viehs, so soll die Handlung nach der Absicht des
Antrags ja gar nicht unter den Art. 327 fallen. Der Antrag
hat Fälle folgender Art !m Auge:

In kalten Wintertagen sind die Befriedigungen der Wei¬
den meist ruinirt und werthlos, der Eigenthümer selbst ver¬
wendet sie dann wohl als Brennholz. Zu gleicher Zeit stellt
sich bei den armen Leuten Mangel an Brennmaterial heraus.

Sie haben dann häufig, um solches zu bekommen, nur die
Wabl, Holz aus den Forsten zu holen, wo dann viel größerer
Schaden eingerichtet wird und der Frevel gegen daS Eigen-
thuin ein viel größerer ist, oder sich an den alten anfgebrauch-
ten Befriedigungen zu vergreifen. Beim butiner Obcrgerichl
hat man die Erfahrung gemach,, daß diese kleinen unbedeu¬
tenden Fälle häufig Vorkommen.

Praklische Gründe sprechen für die Ablehnung dieser Be¬
stimmung. Die Inkonsequenz, die darin liegen mag, ist. nicht
erheblich.

Abg. Selkmann II. : Der Bericht hat auf mich den
Eindruck gemacht, als wolle man mit Rücksicht auf speeiell
Lübecker Verhältnisse in dies für das ganze Großherzogihnni
geltende Gesetz Bestimmungen cinführen, die für de» größten
Theil des Staats, nicht passen, denen vielmehr die größten
Bedenken cntgegensteheu. Die Worte des Vorredners haben
diesen Einbrnck nur verstärken können. Eine gesetzliche Be¬
stimmung, wie sie der Antrag will, mag da pass,, , wo eS
solch' eine Art Zäune gibt, wie im Z-ürstenthnm Lübeck, und
wo diese Zäune denselben Zwecken bienen, wie dort, für das
Herzoglhum Oldenburg würde sie gar nicht Passe». Dort
sollen dle Zäune während des Sommers das Vieh am Ans¬
brechen hindern, dienen also einem vorübergehendenZweck lind
haben im Winter ihre Bestimmung erfüllt und find dann von
wenig Werth mehr. Hier zu Lande stehen die Zäune wohl
50— 100 Jahre lang, bienen somit dauernden Zwecken und
haben einen auch nicht unerheblichen Werth. Darum muß
man, was etwa für das Fürstenkhnm Lübeck paßt, nicht ohne
Weiteres für den ganzen Staat cinführen. Tie Lübecker ver¬
stehen unter „Zaun" eben etwas ganz Anderes, als wir. Soll
man z. B. Slackete auch für Zäune halten? Cs wäre doch
sehr bedenklich, auch bei Diebstahl von Hol; aus Staketen
eine so gelinde Beurtheilung eintrcten zu lassen. Es kommt
leider nur zu häufig vor, daß selbst mit Nägeln befestigtes
Hol; frevelhaft abgerissen wird. Die Befriedigungen müßten
eigentlich noch mehr geschützt werden. Im Interesse des Schutzes
der Einfriedigungen muß man wenigstens jede Verminderung
dieses Schutzes zu vermeiden suchen.

Abg. Rüder : Es ließe sich eher rechtfertigen, wenn der
Antrag von todtem Holz aus lebenden Zäunen"redete.

Abg. Hullmann : Dieser Fall ist schonl» einer andern
Gesetzesbestimmung der Vorlage vorgesehen.

Abg. Deeken: Eine genauere Definition von dem Be¬
griff „Zaun" kann ich nicht geben, doch habe ich mit meine»
eben gesprochenen Worten nicht Veraulassiing gegeben, Slackete,
dicke Stämme u. s. w. mit darunter zu verstehen. J h weise
nur noch auf die Bestimmung sub v. 3 hin, wo auch „Torf
vom Moor " aufgeführt wird. Wird diese angenommen, so
ist das eine viel größere Ungerechtigkeit für das Aärstenthnni,
als es die Annahme dieses Antrages für das Herzogthum sein
würde. Denn dort gebraucht man Baggertorf und der Torf
ist dort viel theurer als hier. Will man diesen Unterschied
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ignorircn und den Diebstahl von Torf dort wie hier so ge¬
linde beurtheilcn, so braucht man im vorliegenden Fall auch
keine Bedenken zu tragen.

Die Bestimmung der Befriedigung, die Sicherung des
Eigenthums kann nicht in Frage kommen, da, sobald die Si¬
cherheit der befriedigten Ländereien gefährdet wird, die Hand¬
lung den Character des Vergehens behalten soll.

Abg. Strackerjarr 111: In dem zuletzt vom Vorred¬
ner Gesagten trat die Unbestimmtheit zu Tage, die ich nicht
noch zu den bereits sub e. enthaltenen Unbestimmtheiten hin-
znirelen lassen wollte. Was soll denn damit gesagt werben,
wenn es heißt„sofern die Sicherheit der Ländereien nicht ge¬
fährdet wird?" Wenn der Zaun nicht mehr zur Befriedi¬
gung bestimmt ist. vielleicht halb umgefallen ist, dann kann er
eigentlich auch nicht mehr für einen Zaun gelten. Hier in
unserer Gegend nennt man Wohl„Zaun" eine Art Flcchtwerk,
hier und da durch Pfähle gehalten, oben mit Haidekraut be¬
legt, aber auch verschiedene Arten Stackete werden darunter
verstanden, vielleicht auch Planken. Wird aus solchen„Zäunen"
Hol; gestohlen, so wird vielleicht immer die Sicherheit des Rau¬
mes, den sie schützen, gefährdet. Nach den Worten des Abg.
Deeken dürfte man nur die Einfriedigungen darunter verstehen,
welche zur Winterszeit, wenn das Vieh von den Weiden ist,
ihren Zweck erfüllt haben. Aber schon jetzt hat sich gezeigt,
Las Manche Anderes darunter verstanden haben.

Abg. Russell: Schon jetzt zeigt es sich als unsicher,
was man unter„Zaun» verstehen soll. Es würde dann auch
noch immer eine Cognition nothwendig werden, ob eine Ge¬
fährdung der Sicherheit der Ländereien Vorgelegen hat, welche
unter Umständen schwierig sein muß. In unserer Gegend hat
inan Zäune von schwerem Holz, die für viele Jahre bestimmt
sind. Wenn man dort einige Stämme wegnimmt, so ist die
Einfriedigung noch nicht zerstört, aber diese schweren Holzstücke
haben einen nicht geringen Werth. Es wäre nicht gut, diese
Diebstähle in den Augen des Volks als nicht sehr arg und
nicht entehrend hinzustellcn.

Abg. Schumann: Ich empfehle Ihnen Annahme des
Antrags. Es wird gesagt, das Princip des Gesetzes würde
auf diesen Fall nicht passen. Es ist aber die Zweckmäßigkeit,
und nicht etwa ein tiefes strafrechtliches Princip maßgebend
dafür, was als Uebcrtretuug gelten soll, waS nicht. Aus
ZweckmäßchsteitSgründen finden sich in den Artikeln 324, 327
Fälle, die sonst unter die Kompetenz der Overgerichte fallen
müßten. In der Reget sind das Handlungen, die nur mit sehr
geringer Strafe belegt werden können und die man aus die¬
sem Grunde den Polizeigerichten zuweist.

Es ist die Unbestimmtheit in der Einschränkung am
Schluß des Antrags getadelt worden. Doch haben wir der¬
gleichen Unbestimmtheiten in unseren Gesetzen bereits viele.
Auch in den neuen Bestimmungen des Entwurfs kommen sol¬
che vor, wie „sofern dieselbe keine Nachtheile für die Gesund¬
heit des Verletzten zur Folge gehabt hat". Motive, wie die

im Anfang des Art. 327 angeführten, Rache, Bosheit, Ei¬
gennutz, lassen sich gewiß schwe-cr erkennen, als ob Gefahr
für die Ländereien durch die Entwendungen des Antrags ent¬
steht.

Man muß nicht immer das Obergericht mit seinem gro¬
ßen Apparat in Thäligkeit bringen, wo es sich doch nur um
einige wenige Tage Gefängniß handeln kann. Der Polizei«
richter und die Schöffen, welche, besonders auch Letztere, mehr
im practischen Leben stehen, werden schon wissen, was sie un¬
ter einem„Zaun" und einer„Gefährdung der Sicherheit der
Ländereien" zu verstehen haben.

Abg. Selkmann II.: Der Vorredner macht für den
Antrag die Rücksicht auf die Zweckmäßigkeit geltend. Es ist
aber höchst unzweckmäßig, einen Gegenstand, der eines besonde¬
ren Schutzes bedarf, durch Zuweisung der an demselben ver¬
übten Diebstähle an die Polizcigerichte für unbedeutend zu
erklären und dem Volk zu zeigen, daß ein Wegnehmen von
derartigen Dingen nicht als eigentliches Stehlen, sondern nur
als ein Polizeifrevel anzusehen sei. Im Herzogtum sind die
Zäune gerade besonderen Schutzes bedürftig. Der Antrag nimmt
nur Rücksicht auf das Fürstenthum Lübeck, wo die Zäune et¬
was Anderes sind, als hier. Die hiesigen Schöffe» würden
etwas ganz Anderes unter Zäunen verstehen, als was nach den
Motiven zum Antrag darunter verstanden werden soll. Im
Fürstenthum Lübeck versteht man unter Zäunen eben nur Ein¬
friedigungen von Viehweiden, hier bleibende Einfriedigungen
von Höfen, Gärten und Aeckern, nicht aus kleinem nnbedenten-
tendem Holz gefertigt, sondern schweren Holzstückcn, so daß
das Material schon viel Werth hat.

Gegen den Abg. Deeken  habe ich zu bemerken, daß es
allerdings sehr schwer ist, zu bestimmen, wo todte Einfriedi¬
gungen als Zaun gelten sollen, wo nicht. Es würden sehr
leicht Streit und Weitläufigkeiten daraus entstehen. Hier ist
z. B. eine Art Einfriedigung, das sog. Rickelwerk, solchem Fre¬
vel häufig ausgesetzt. Soll das als Zaun behandelt werden?
Man wird es wohl wie das, was man im gewöhnlichen Le¬
ben Zaun nennt, behandeln müssen, aber auch das umfaßt
wieder Verschiedenartiges. Somit paßt der Antrag nicht aus
die Verhältnisse des gesammtcn Landes. Die Anwendung des
Gesetzes würde zu etwas ganz Anderem führen, als der Aus¬
schuß will.

Ein Antrag auf Schluß wurde angenommen.
Der Antrag 19 wurde abgelehnt.
Der Ausschußantrag 20 lautete:

dem Art. 327 er. Z. 1 o. 3 hinzuznfügen:
„oder Haide vom Moor oder Haiden".

lieber diesen Antrag wurde die Debatte eröffnet.
Abg. Deeken: Es wird gleichgültig sein, ob ich zu die¬

sem Antrag oder zum Antrag 21 Folgendes bemerke. Die
Bestimmung suli v. 3 „oder Torf vom Moor" ist für das
Fürstenthum Lübeck sehr gefährlich. Tors ist dort ein sehr
werthvoller Gegenstand und der würde durch diese Bestimmung
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arg exponirt sein . Hier hat Torf nur einen geringen Werth,
dort ist er 4 , 5 , selbst 6 mal so theuer , als hier . Tie Be¬

stimmung mag für hiesige Verhältnisse passen , sie paßt aber
nicht für die dortigen . Gegen den beantragten Zusatz habe
ich nichts . Die erwähnte Bestimmung snb o . 3 bitte ich aber
im Interesse des FürstenthumS Lübeck abzulehncn.

Abg . Hullmaun : Es kommen viele Lachen bei den

Obergcrichten vor . bei denen es sich um Stehlen von gerin¬
gen Quantitäten Torf handelt . Es kommen unverhältniß-
mäßige Kosten und uiiverhältyißlnäßiger Zeitaufwand dabei

heraus . Man kann auch mit der Strafe nicht genug
hcruntergehen . Zwar ist dies letztere nicht gefährlich,
man kann doch bis zu 3 Tagen hcravgehen , nach Annahme
des Entwurfs aber allerdings bis zu 1 Tag Gefängniß oder

10 gs. Geldstrafe - Viel wichtiger als dieser Umstand ist . daß
die Verhandlungen vor den Amtsgerichten nicht so viel Weite¬

rungen für daö Gericht und die Zeugen , auch nicht so viele
Kosten verursachen . Es handelt sich nicht so sehr um das

Strafmaß , als um die Frage , wer über solche Lappalien ab-
urtheilen soll . In Lübeck mag der Torf theurer sein » dafür
handelt der Gesetzentwurf ater auch nur von geringen Quan¬
titäten und von geringem Werth . Ferner ist auch ja immer¬

hin eine Strafe bis zu 6 Löschen zulässig . Das sollte den
Torfbesitzern in Eutin , wie dem dortigen Staatsanwalt ge¬
nügend erscheinen.

Abg . Schomann : Der Abg . Deeken  betonte den
Werth , welchen der Tors im Fürstenthum Lübeck habe , Wird
aber so viel entwendet , daß der Gegenstand bedeutend an

Werth erscheint , so bleibt die Handlung nach dem Entwurf

ja Vergehen . In Lübeck mag dann das Stehlen von Tors
wol häufiger als Vergehen Vorkommen . Die Annahme des

Antrags scheint danach unbedenklich.
Abg . StrackerjlM III : Ich theile die Bedenken des

Abg . Deeken.  Mir scheint cS bedenklich , den Diebstahl von

Gegenständen , die künstlich ausgeschicden und hcrausgearbeitet
sind , so gelinde aufzufassen . Nicht auf das Strafmaß kommt
es bei Beurtheilung dieser Frage an . auch nicht lediglich auf
die Behörde , welche die Sache aburtheilen soll . Gewiß wer¬
den die Amtsgerichte das ebenso gut abmachen , wie die Ober-

gcrichte . Es ist darauf zu achten , daß daö Stehlen von
Torf in eine ganz andere Kategorie straffälliger Handlungen

gebracht wird und dabei nicht mehr als Diebstahl dastehen
wird . Das ist aber sehr bedenklich in Rücksicht auf die nie¬

deren Volksklassen.

Der Zusatzantrag läßt nicht genau erkennen , ob bereits
vor der That gewonnene Heide , oder solche , die erst der Ent-
wender abschneidct , gemeint ist. Ist das Erste der Fall , so
bin ich aus denselben Gründen , wie oben , dagegen ; sonst kann

ich zustimmen.
Abg . Deeken : Ich bin mißverstanden worden . Jh

habe nicht den Werth des Torfs als Ursache für die Ableh¬

nung des Antrags genannt , sondern ich habe gesagt , der An¬

trag muffe abgelehnt werden , weil der Torf überhaupt nicht
so ein Object wäre , dgß dessen Entwendung unter deg Be«
griff der Uebertretung fallen könnte . Der Torf ist in Lübeck

nicht ein O .ssect wie hier , wo er sich in den Mooren in Masse
findet . Ich stelle den An ' rag zum Art . 327a . ß . 1. e . 3 . :

Ablehnung der Ziffer 3 . „ oder Torf vom Moore . "

Der Antrag wurde hinreichend unterstützt . ,1

Abg . Hullmaun : Der Zusatz soll sich nur auf bereits
gemähte oder gepflückte Heide beziehen . Wenn derjenige die
Heise mäht , welcher sie dann auch wegnimmt , so ist dies schon
nich sonstigen strafgesetzlichen Bestimmungen eine Entwendung
und kein Diebstahl . -

Der Unterschied zwischen Diebstahl und Entwendung läßt
sich nicht so begrifflich fassen , wie der Abg . Stvackerjan
will . Die Sache ist entweder herrenlos oder nicht , ein » gleich¬
sam herrenlos " verstehe ich nicht . Ob der Schaden mehr

oder - weniger empfindlich für den Betroffenen ist; kömmt auch
nicht in Betracht . Das Stehlen von Garten - sind Feldfrüchten
wird überall leicht bestraft und kann doch sehr empfindlich für

den Betroffenen sein . Läßt sich die gelinde Behandlung da
ertragen , dann wird eS auch hier gehen.

Maßgebend muß hier das Bedürfniß für die Gerichte sein.
WaS für Weiterungen aus der bisherigen BehandlnrigSweise

der fraglichen Fälle entstanden , werden die Landbesitzer so gut
wie die Juristen wissen.

Abg . Russell : Der Begriff deS Eigenthums kann hiev'
nicht maßgebend sein , sondern die im Volke lebende Ncchts-

anschaunng . Das Volk sieht Vas Stehlen von Torf Und ge-

schnittener Heide nicht für so schlimm an , wie sonst wol Dieb¬
stahl . Das RechtsbewußtseiN des Volks wird durch eine po¬

lizeiliche Strafe für solche Üebertretungen schon befriedigt.
Der Antrag deS Abg . Decken  wurde abgelehnt.

Der Ausschußantrag 20 wurde angenommen , ebenso die
Anträge:

Antrag 2l.
den Art . 327 a . § . 1 . 2 . 3 . des Entwurfs mit der

beschlossenen Aenoerung anzunehmcn;
Antrag 22.

diesem Artikel noch einen dahin lautenden Z. 4 hin-

zuzufügen:
Das Gesetz für das Fürstenthum Birkenfeld vom
28 . Oktober 1839 ( Ges . S . Bd . 5 . S . 154 ) ist

aufgehoben.

o . Betr . Gesetzentwurf für das Herzogthum
Oldenburg , betr . neue Bestimmungen zur Straf¬

prozeßordnung , auch zum Gerichtsverfassungsge¬

setze und zum Gedührengesetze.

Reg -Kommissar Kitz : Es wird dem Landtage von
Interesse sein , daß die Staatsregierung die Ausschußanträge

nicht nur unbedenklich gefunden hat , sondern auch gern die

Wesentlichen darin enthaltenen Verbesserungen , wie sie nur auS
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genauster Prüfung der Vorlage hervorgegangen sein können,
als solche anerkennt.

Der Antrag 23:
die unveränderte Annahme der Artikel l , 2 , 3 des
Entwurfs,

wurde angenommen , ebenso die Anträge 24 und 25 zu Art . 4
und Antrag 26 folgenden Inhalts :

Antrag 24.
den Z. 3 . folgendermaßen zu fassen:

8 - 3 . Auf Verlangen ist dem Vertheidiger von der
Erhebung des Cchlußantrages an , die Einsicht der
Akten zu gestatten , sowie dem Beschuldigten oder
dessen Vertheidiger vor dem Beschlüsse der Nalhs-
kammer über die Verweisung eine Abschrift des
Schlußantrags mitzutheilcn , auch zur Stellung von
Anträgen an die Nathskammer , bezw . Anklagekam-
mer ( Art . 242 ) eine kurze ausschließliche Frist zu
bewilligen.

Antrag 25.
den Art . 4 mit dieser Fassung deS 8 - 3 anzunehmen.

Antrag 26.
die Artikel 5 , 6 , 7 des Entwurfs unverändert anzu¬
nehmen.

ES wurde die Debatte eröffnet über die Anträge 27 , 28
zu Art . 8 folgenden Inhalts :

Antrag 27.
haS Schlußwort in diesem Artikel „ bewilligen " zu

s streichen und statt dess n . . bestimmen " zu setz n;
^ Antrag 28.

den Artikel 8 des Entwurfs mit dieser Aciidcriing au-
zunehmen.

Abg . Deeken : Ich wünsche eine kleine Einschaltung im
Art . 8 , 2 und stelle den Antrag , dort nach » Staatsanwalt¬
schaft selbst " die Worte : „ oder einem Polizeianwalt " einzu¬
schalten.

Anscheinend hat man bei Fassung deS Artikels hier nur
an die Staatsanwälte bei den Overgerichten gedacht , wenn
auch sonst die Bezeichnung „ Staatsanwaltschaft " auch mit für
die Polizeianwälte gebraucht wird . Die Polizeianwälte muß¬
ten aber für die an der betreffenden Stelle erwähnte Verneh¬
mung den Staatsanwälten gleichgestellt werden . ES lassen
sich viele Fälle denken , in denen sonst unangenehme Weitläu¬
figkeiten entstehen . Häufig hat der Staatsanwalt den
Beschuldigten in einem Stadium der Sache verhört , in dem
noch nicht alles Beweismaterial vorlag . Später hat er dann
vielleicht noch zwei Zeugen vernommen , die nur wenig von
Erheblichkeit auSgcsagt haben . Soll er dann den Beschuldig¬
ten einen vielleicht weiten Weg machen lassen , nm ihm dies
Ergebniß der Zeugenvernehmung niitzutheilen ? Ich will mit
meinem Antrag ermöglichen , daß , wenn in solchen Fällen der
Staatsanwalt dem Polizeianwalt aufgicbt , dem Beschuldigten,
ivenn er entfernt , z. B . in Friesoythe wohnt , die nölhigen Er¬

öffnungen zu machen und ihn zu vernehmen , wie Art . 8 , 2
vorschrcibt , der Obergerichtsdirektor von Ansetzung eines Ver-
theidigungstermins abseben kann.  Es liegt ja in seinem
Ermessen , ob die vom Polizeianwalt vorgenommcne Verneh¬
mung des Beschuldigten genügend sein kann . Man könnte
dagegen geltend mache » , daß es ja zulässig ist , das Amtsge¬
richt zu diesem Zweck zu requiriren . Dem Amtsrichter wird
es aber nicht genehm sein , häufig in solchen Angelegenheiten
requirirt zu werden . Wenn er die Voruntersuchung nicht ge¬
führt ha », ist es für ihn ein rein formales Geschäft . Natür¬
licher wäre cs , den Polizeianwalt hierzu heranzuziehen.

Der Antrag fand nicht die nöthige Unterstützung.
Die Anträge 27 und 28 wurden angenommen.
Die Anträge 29 und 30 zu Art . 9 wurden angenommen.

Sie lauteren :

Antrag 29.

im 8 - 2 die Worte „ beziehungsweise zurückverwicsen«
zu streichen;

Antrag 30.
den Art . 9 mit dieser Aenverung anzunehmen.

Der Antrag 31:

die Annahme des Art . 10 des Entwurfs,
wurde angenommen , ferner der

Antrag 32.
im Art . 11 das Wort „ regelmäßig " zu streichen und
statt dessen dem Artikel folgenden Zusatz zu geben:

„doch kann der Vorsitzende aus dringenden Grün¬
den diese Frist abkürzcn " ,

und Antrag 33:
den Art . 11 mit dieser Aenderung anzunehmen.

Antrag 34 lautete:
die A tikel l2 , 13 , 14 , 15 , 16 des Entwurfs unver¬
ändert anzunkhmen.

Der Art . 12 wurde zunächst dem Antrag gemäß ange¬
nommen.

lieber Art . 13 wurde die Debatte eröffnet.
Abg . Htlllmann : Wenn ich auch keinen Antrag stellen

will , hä ' te ich doch gern einen Wunsch realisirt gesehen . Wir
haben Schöffen für die Polizeigerichte , Geschworene für die
Schwurgerichte , es wäre wünschenswerth , wenn auch an un¬
seren wichtigsten Gerichten , den Strafgerichten , Schöffen be«
thciligt wären , wenn an denselben , ebenso wie an den anderen,
Juristen und Laien gemeinsam das Recht fänden . Man
müßte schon des Princips wegen auch hier diese Idee vertre¬
te» , eine besondere Veranlassung dazu liegt aber noch in dem
Umstand , daß jetzt die zweite Instanz fortfallen soll , lieber
so manche Bedenken , die häufig Vorkommen , fast immer sich
als unbegründeterweisen , doch aber zuweilen zutreffen können,
setzt sich der Richter schließlich zu leicht weg . Solchen Be¬
denken wird der nur für einmal in die Rechtspflege Eintre¬
tende gewissenhafter Rechnung tragen , als der täglich in der
Justiz Verkehrende . Die Beihülfe der größeren Erfahrung
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und Kenntnis im praktischen Leben, welche die Laien besitzen,
wird gerechtere Urtheile ermöglichen.

Man hat dagegen geltend gemacht, der Bund würde bei
der bevorstehenden Einführung gemeinsamer Gerichlscinrichtun-
gen diese Verbindung von Nüchtern und Schöffen bei den
Strafgerichten nicht aceeptircn, es würde dann unangenehm
sein. Etwas wieder aufzugedcn, was inzwischen vielleicht im
Volk Wurzel geschlagen habe. Inzwischen hat sich aber die
Situation verändert; uu Königreich Sachsen hat man die
zweite Instanz fallen lassen und aus 4 Laien neben3 gelehr¬
ten Nüchtern die Strafgerichte gebildet. Ich habe nur aus
dem Grunde die Hoffnung aufgegeben, in diesem Augenblick
zur Verwirklichung dieser Ideen übergehen zu können, weil
im Ausschuß die Laien sich entschieden dagegen aussprachcn
und ich danach nicht erwarten konnte, hier Anklang zu finden.
Bei den großen Opfern, welche eine derartige Institution von
den Laien fordert, würde.man auch im Lande nicht mit einem
solchen Vorgehen einverstanden gewesen sein.

Reg Kommissar Kitz: Von der Staatsregierung sind
diese Erwägungen bereits in Betracht gezogen worden. Wenn
man den Bau unserer Strafgerichtsverfassung äußerlich be¬
trachtet, muß dev verschiedene Styl desselben allerdings auf-
fallcn. Unten haben wir einen Richter und zwei Laien, über
diesen fünf, künftig drei Juristen und ganz oben fünf, künftig
drei Juristen und zwölf Laien. Architektonisch scheint es sich
zu empfehlen, auch in der Mitte Laien einzufügen. Doch
würde man nur für den äußern Anblick Harmonie gewinnen,
in der innern Konstruktion würde, sie fehlen, Denn urtheilen
die Laien an dem mittleren Gericht, wie Geschworene, so un¬
terscheiden sie sich wieder von den Schöffen, urtheilen sie wie
diese, so liegt ein Unterschied zwischen ihnen und den Ge¬
schworenen vor. Doch steht das erst in zweiter Linie der
Einführung des Instituts entgegen. In erster Linie ist zu
beachten, vasz sich diese Ideen wohl theoretisch vertheidigen
lassen, praktisch aber sich nicht empfehlen. Dazu ist die
Zahl der Strafsachen bei den Obergerichten zu groß; zweimal
die Woche müssen meistens Sitzungen in Strafsachen statlfin-
den, das würde für die Laien zu beschwerlich sein. Auch sind
die Sachen selbst selten so bedeutend oder zweifelhaft, daß ein
Bedürfnis; nach der Theilnahme von Laien am Rechtsprechen
sich fühlbar machte. Freilich urtheilen die Schöffen mit über
noch kleinere Sachen, das hat aber seinen wesentlichen Grund
darin, daß man es für bedenklich hält, daß nur Ein Mann
die Schuld und Strafe bestimmen sollte. Auf das Oberge¬
richt findet das Bedenken keine Anwendung. — Das Olden¬
burger Obergericht hat durchschnittlich in jeder Sitzung 10
Sachen zu erledigen, die seine Zeit von 10 bis 2 Uhr in Anspruch
nehmen. Das gibt dann, wie Sie sich denken können, ein stetesAm-
buliren zwischen Sitzungs- und BerathungSzimmer. Wenn Laien
so zweimal in der Woche mit ambuliren sollten, würden sie bald
die Sache satt haben, zumal wenn sie sich sagen müßten, daß cs
ohne sie eben so gut gegangen sein würde. Es ist möglich,

daß eS bei einzelnen schwierigen Sachen gut wäre, wenn Laien
mit das Urtheil fänden. Doch ist das immerhin zweifelhaft;
in der Regel werden die Laien zustimmen, wenn die Juristen
einig sind, und sonst ist es doch sehr fraglich, ob die Laien
das Richtige herausfinden werden da, wo selbst die Meinun¬
gen der Juristen auseinandergehen. Tie Volksrichter werden
schwer ihre Zähne dann ernstlich an die Nüsse setzen wollen,
von denen sie sehen, daß selbst die drei rechtsgelehrten Herren
Richter sie nicht recht zu knacken vermögen.

Die neuen Einrichtungen in Sachsen sind mir noch nicht
bekannt. Bisher existirte eine entsprechende Einrichtung nir¬
gends. Ein in der ersten Preußischen Kammer vor Jahren
von Leue  in dieser Richtung gestellter Antrag wurde abgc-
lehnt. Ich selbst habe im Jahre 1851 die Einführung einer
solchen Einrichtung im Fürstenthum Bnkenfelv angestrebt, bin
aber von der Staatsregierung in den Motiven zu der damals
projectirten Organisatidn energisch zurückgewiesen worden aus
Gründen, die ich jetzt als richtig anerkennen muß. Auch der
Landtag von 1851, welcher sonst der Betheilignng der Laien
an der Rechtsprechung durchaus nicht abhold war, stimmte in
dieser Frage mit der Staatsregierung überein.

Wollen wir endlich keine Einrichtungen treffen, welche
Kur auf die Dauer im Norddeutschen Bunde nicht beibehalken
können, so würde sicher diese  Einrichtung zu vermeiden sein,
auf deren Dauer lvir uns doch keine Hoffnung machen könn¬
ten.

Sodann wurden gemäß dem Anträge 34 die Artikel 13,
14, 15, 16 des Entwurfs angenommen.

Ferner wurden noch folgende Anträge angenommen:
Antrag 35 zu Art 14.

demZ. 2 folgende Fassung zu geben:
der Polizeirichter ist befugt, aber nicht verpflichtet,
vor der Hauptvcrhandlungeinen Bcrtheidigungs-
termin (Art. 6. 8- 1) beziehungsweise eine Vcr«
thcidigungsfrist(Art. 7) anzuberaumen.

Antrag 36.
demß. 3 folgenden Zusatz nachznfügen:

„die Zuordnung eines Venhcidigers findet nicht
Statt ."

Antrag 37.
den Art. 17 mit den beschlossenen Aenderungen anzu¬
nehmen;

Antrag 38.
dem Art. 18 folgende Fassung zu geben:

die Staatsanwaltschaft kann bis zum Beginne der
Hauptverhandlung von der erhobenen Klage Ab¬
stand nehmen;

Antrag 39.
den Art. 19 des Entwurfs unverändert anzunehmcn.

Antrag 40 zu Art. 20.
demZ. 1 folgende Fassung zu geben:

„Erscheint der Beschuldigte ohne Vorladung frei-
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willig oder wird er dem Richter vvrgeführt und
räumt er die tatsächlichen Merkinale der strafbaren
Handlung ein, ohne Strafausschließungsgründe
geltend zu machen, so kann der Richter mit Zustim¬
mung des Beschuldigten ohne Zuziehung von
Schöffen sofort zur Verhandlung und Fällung des
Urtheils schreiten, ohne daß es einer vorherigen
schriftlichen Mittheilung der Beschuldigung bedarf.

Antrag 41 zu Art. 20.
hinter den Worten »zu erklären" das Wort »und"
zu streichen und statt dessen da? Wort »oder« zu
setzen;

Antrag 42.
den Art. 20 des Entwurfs mit den beschlossenen Aen-
derungen anzunehmen;

Antrag 43.
die Art. 21 bis 28 iucl. des Entwurfs unverändert
anznnehmen.

<1. Betr . Gesetzentwurf für das Herzogthum
Oldenburg , betr . Abänderung derArtikcl 266 und
267 des Gesetzes vom 2. November 1857 , betr.
den bürgerlichen Prozeß.

Der Ausschußantrag 44:
die im Gesetzentwürfe enthaltenen neuen Bestimmun¬
gen zu den Artikeln 266, 267 B.P .-O. unverändert
anzunehmen,

wurde angenommen.
6. Betr . Gesetzentwurf für die Fürstenthümer

Lübeck und Birkenseld , betr . Abänderung deS Ge¬
richtsverfassungsgesetzes vom 15. August  1861.

Folgender Ausschußantrag wurde angenommen:
Antrag 45.

den Entwurf unverändert anzunehmen.
Ferner wurden noch folgende Anträge des Ausschusses

angenommen:
Antrag 46.

der Landtag wolle Großherzogliche Staatöregierung
ersuchen:

das zur Ausführung der hier fraglichen Gesetze weiter
Erforderliche, namentlich die Bestimmung des Zeit¬
punkts, wenn dieselben in Kraft treten, und die
nöthigen UebergangSbestimmungenim Verordnungs¬
wege erfolgen zu lassen.

Antrag 47.
der Landtag wolle, falls die gedachten Entwürfe für das
Herzogthum Oldenburg zum Gesetze erhoben werden,

- —S VSSS<

Großherzogl. StaatSregierung ersuchen, auf eine Ein¬
führung der in den Nebenanlagen0. und v . der
Vorlage 26 enthaltenen Bestimmungen, soweit sie nicht
bereits in den Fürstenthümern Birkenfeld und Lübeck
in Geltung sind, und soweit sie zu den dortigen Ein¬
richtungen Passen, auch für die Fürstenthümer Birken¬
feld und Lübeck Bedacht zu nehmen und nach vorheriger
Anhörung der resp. Provinzialräthc dem nächsten Land¬
tage eine dahin zielende Vorlage zu machen.

Der Vorsitzende machte bekannt, daß die nächste Sitzung
am Dienstag, den7. Juli, Morgens 10 Uhr,  stattfinden
werde. Die Tagesordnung werde folgende sein:

1) Bericht des Finanzausschusses zu den ZZ. 21 und 23
deS Voranschlags der Einnahmen deS Herzogthums
Oldenburg, bezw. zu dem Schreiben der Großherzogl.
Staatsregierung vom4. Mai 1868.

2) Bericht des Stcuerausschusses über die Gesetzentwürfe
für das Herzogthum Oldenburg und das Fürstenthum
Birkenfeld, betr. die Stempclgebühren.

3) Bericht des Organisationsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes für das Großherzogthum, betr.
die Organisation des Staatsministeriums und einiger
demselben untergeordneten Behörden.

4) Bericht des Organisationsausschusses über den Ent¬
wurf eines Gesetzes, betr. neue Bestimmungen zu dem
Gesetze vom 19. August 1857 wegen Einrichtung der
Aemter im Herzogthum Oldenburg.

5) Bericht des Organisationsausschusses über die mit
Schreiben der Großherzogl. Staatsregierung vom
19. Mai und 6. Juni d. I . vorgelegten Gesetzent¬
würfe, betr. Reduktionen in dem Verwaltungspersonal
der Fürstenthümer Birkenfeld und Lübeck.

6) Bericht des Steuerausschusses, betr. Gesetzentwurf für
das Herzogthum Oldenburg, betr. die Einführung
von Jagdkarten.

In den Ausschuß von 9 Personen für den Antrag des
Abg. Hüll mann  wurden gewählt die Abgg. Hüll mann,
Huchting , Oldejohanns  mit 40 Stimmen, Orth  mit
38 Stimmen, Rüder , Rüdebnsch, Selkmann  I !. mit
40 Stimmen, Russell mit 39 Stimmen, Schwegmann
mit 38 Stimmen.

Schluß der Sitzung 121/, Uhr Nachmittags.

Der Berichterstatter:

Mosen.

Berichte. XV. Landtag . 3. Versamml. 9
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